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NEUES AUS BERLIN 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Neue Hilfen für 
Bedürftige, Familien 
und Künstler 
Um die Menschen in der Pan-
demie weiter zu unterstützen, 
will der Bundestag weitrei-
chende Hilfen auf den Weg 
bringen. Kinderbonus, Corona-
Zuschuss oder auch der ver-
längerte erleichterte Zugang 
zur Grundsicherung sollen 
durch die anhaltende Krise 
führen. 
 
Die Corona-Pandemie hält das Land 
weiter im Griff, der Lockdown wurde 
verlängert. Das hat finanzielle Folgen, 
die diejenigen besonders hart treffen, 
die ohnehin wenig haben. Deshalb hat 
sich der Koalitionsausschuss auf ein 
weitreichendes Maßnahmepaket geei-
nigt, von dem vor allem Geringverdie-
ner, Grundsicherungsempfänger so-
wie Künstlerinnen und Künstler und 
Solo-Selbstständige profitieren. Ge-
setze, die die Maßnahmen umsetzen 
sollen, wurden in dieser Woche in ers-
ter Lesung vom Bundestag beraten. 

Dass uns die Krise nun schon so lange 
im Griff hält, hat auch zur Folge, dass 
etwa durch den aktuell lang andau-
ernden Lockdown im Alltag auch hö-
here Ausgaben entstehen. Um dies 
stemmen zu können, sollen Erwach-
sene, die Existenz sichernde Leistun-
gen beziehen (Arbeitslosengeld II, 
Sozialhilfe, Asylbewerberleistungen o-
der Leistungen aus dem sozialen Ent-
schädigungsrecht) im ersten Halbjahr 
2021 pauschal einmalig einen 
Corona-Zuschuss in Höhe von 150 
Euro erhalten. Wer Leistungen aus der 
Grundsicherung bezieht, wird darüber 
hinaus ein Schreiben der Kranken-
kasse bekommen und sich damit kos-
tenfrei zehn FFP2-Schutzmasken in 
der Apotheke abholen können.  
 
Besonders Familien sind vom Lock-
down betroffen – gerade wenn sie we-
nig verdienen. Durch Homeschooling 
steigt die Stromrechnung, und auch 
der Verbrauch an Schreibwaren. Viele 
Familien, die ohnehin knapp bei Kasse 
sind, sind damit finanziell überfordert, 
sie verfügen häufig nicht über Reser-
ven, um unvorhersehbare Mehraus-
gaben längere Zeit zu finanzieren.  
 
Darum soll es wie schon 2020 einen 
Kinderbonus geben. Dieser wird in 
Höhe von 150 Euro je Kind mit dem 
Kindergeld gezahlt. Dieser Kinderbo-
nus kommt auch hilfebedürftigen Fa-
milien zugute, weil er bei Sozialleis-
tungen nicht als Einkommen berück-
sichtigt wird. Allerdings wird der Kin-
derbonus, wie auch das Kindergeld, 
im Rahmen der Einkommensteuerver-
anlagung mit der Entlastung durch die 
steuerlichen Kinderfreibeträge ver-
rechnet. Hochverdienende erfahren 
deshalb durch den Kinderbonus keine 
zusätzliche Entlastung.  
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Gleichzeitig soll es Kommunen für die 
Zeit der Pandemie weiter ermöglicht 
werden, gemeinschaftliches Mit-
tagessen über das Bildungs- und 
Teilhabepaket (BuT) flexibel bereitzu-
stellen, z.B. per Lieferung nach Hause 
oder Abholung - entstehende Mehr-
kosten werden getragen. Diese bisher 
bis zum 31. März 2021 befristete Son-
derregelung für gemeinschaftliche 
Mittagsverpflegung soll daher bis zum 
30. Juni 2021 verlängert werden. Die 
erleichterte Vermögensprüfung beim 
Kinderzuschlag wird noch bis zum 
Jahresende verlängert.  
 
Wenn die Schulen geschlossen sind 
und Distanzunterricht stattfindet, 
brauchen alle Schülerinnen und Schü-
ler für die Teilnahme geeignete digi-
tale Endgeräte. Kinder aus hilfebe-
dürftigen Familien dürfen dann nicht 
im Nachteil sein. Wenn ihnen kein di-
gitales Endgerät zur Verfügung steht, 
das ihnen die Teilnahme am Distan-
zunterricht ermöglicht, können sie 
nun beim Jobcenter einen Zuschuss 
erhalten. Das Jobcenter kann die Kos-
ten im Einzelfall als Mehrbedarf im 
SGB II in Höhe von bis zu 350 Euro 
anerkennen. 
 
Die Einschränkungen auf Grund der 
COVID-19-Pandemie führen auch 
dazu, dass Menschen, die ihren Le-
bensunterhalt bislang aus eigener 
Kraft sichern konnten, nun auf Leis-
tungen der Grundsicherung angewie-
sen sind. Insbesondere bei (Solo-
)Selbstständigen, Kulturschaffenden 
oder Menschen, die für geringe Löhne 
arbeiten, kann es dadurch finanziell 
eng werden. Mit dem Sozialschutzpa-
ket I wurde deshalb ein vereinfach-
ter Zugang zu den Grundsiche-
rungssystemen geschaffen – befris-

tet bis zum 31. März 2021. Diese Re-
gelung soll jetzt bis zum 31. Dezem-
ber 2021 verlängert werden. Damit 
wird sichergestellt, dass niemand 
pandemiebedingt seine Wohnung auf-
geben muss oder das, was etwa für 
das Alter zurückgelegt ist. 
 
Für Kreativschaffende, Künstlerinnen 
und Künstler, Publizistinnen und Pub-
lizisten bedeuten die erheblichen Ein-
schränkungen des öffentlichen Lebens 
infolge der Corona-Pandemie und die 
anhaltende wirtschaftliche Krisensitu-
ation im Kunst- und Kulturbereich 
nach wie vor besondere Belastungen, 
die bis weit in das laufende Jahr rei-
chen werden. Darum stellt der Bund 
im Rahmen des Programms „Neu-
start Kultur“ eine weitere Milliarde 
Euro für Kulturschaffende bereit. 
 
Damit außerdem nicht pandemiebe-
dingt ein bestehender Versicherungs-
schutz in der Künstlersozialversi-
cherung verloren geht, wurde die 
jährliche Mindesteinkommensgrenze 
von 3.900 Euro im Künstlersozialver-
sicherungsgesetz schon für das Jahr 
2020 ausgesetzt. Diese gesetzliche 
Regelung wird nun mit dem Sozial-
schutzpaket III auch auf das Jahr 
2021 übertragen.  
 
Soziale Dienstleister und Einrich-
tungen haben aufgrund der Corona-
Pandemie große finanzielle Einbußen. 
Dazu zählen Werkstätten für Men-
schen mit Behinderung, Versorgungs- 
und Rehabilitationseinrichtungen, An-
bieter von Sprachkursen, aber auch 
freie Kita-Träger und Wohlfahrtsver-
bände. Bundesweit können viele ihre 
Arbeit nicht mehr erbringen und auch 
keine finanziellen Leistungen mehr 
von den Leistungsträgern (Kommu-
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nen und Länder) erhalten. Im Gegen-
satz zu kommerziellen Anbietern dür-
fen sie kaum Risikorücklagen bilden 
und können meist auch keine Kredite 
aufnehmen. Um ihren weiteren Be-
stand zu sichern, die wirtschaftlichen 
Folgen abzufedern und eine Insolvenz 
zu verhindern, hat die Bundesregie-
rung einen Schutzschirm aufge-
spannt. Dieser Sicherstellungsauftrag 
nach dem Sozialdienstleister-Einsatz-
gesetz (SodEG) soll bis zum 30. Juni 
2021 verlängert werden. 
 
Für die besonders von Schließungen 
betroffenen Restaurants und Cafés 
wird der ermäßigte Umsatzsteuer-
satz von sieben Prozent für er-
brachte Restaurant- und Verpfle-
gungsdienstleistungen bis 31. De-
zember 2022 verlängert.  Auch Unter-
nehmen werden nochmal entlastet: 
durch die Erhöhung des steuerlichen 
Verlustrücktrags für die Jahre 2020 
und 2021 von fünf Millionen Euro auf 
zehn Millionen Euro bzw. von zehn 
Millionen Euro auf 20 Millionen Euro 
(bei Zusammenveranlagung). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Twitter.com/rischwasu 
 

Koalition greift  
gegen die  
Geldwäsche durch 
Mit der Ausweitung des Geld-
wäsche-Straftatbestands wird 
es der organisierten Kriminali-
tät deutlich schwerer gemacht, 
Nutzen aus gewaschenem Ver-
mögen zu ziehen. 
 
Die SPD-Bundestagsfraktion setzt 
sich gegen Geldwäsche ein: Der Bun-
destag hat in dieser Woche eine Aus-
weitung des Geldwäsche-Straftatbe-
stands beschlossen. Durch eine Er-
weiterung des Tatbestands und eine 
umfassende Möglichkeit, kriminelles 
Vermögen abzuschöpfen, werden die 
Voraussetzungen für die strafrechtli-
che Bekämpfung der Geldwäsche ver-
bessert. 
 
Aus dem Jahresbericht der Anti-Geld-
wäsche-Einheit des Bundes für 2019 
geht hervor, dass die Zahl der Ver-
dachtsfälle von Geldwäsche und Ter-
rorismusfinanzierung in Deutschland 
stark gestiegen ist. Der SPD-Fraktion 
zufolge ist ein härteres und effektive-
res Vorgehen notwendig, da das „ge-
waschene“ Geld häufig zur Ermögli-
chung neuer Straftaten führt. 
 
Bislang war Geldwäsche nur bei be-
stimmten festgelegten Vortaten straf-
bar. Künftig ist Geldwäsche strafbar, 
unabhängig davon, aus welcher Straf-
tat die Gelder stammen. Die entstan-
den Strafbarkeitslücken werden mit 
dem Gesetz geschlossen und die 
Strafverfolgung deutlich effektiver. 
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„Wir müssen effektiver gegen organi-
sierte Kriminalität vorgehen und wei-
ten deshalb denn Straftatbestand der 
Geldwäsche aus“, sagt der rechtspoli-
tische Sprecher der SPD-Bundestags-
fraktion, Johannes Fechner. Ziel sei es 
zu verhindern, dass illegale Gelder 
aus Straftaten in den legalen Wirt-
schaftskreislauf eingeführt werden 
und Straftäter so von ihren Straftaten 
auf Dauer profitieren können. 
 
Bereits in der letzten Wahlperiode hat 
die SPD-Bundestagsfraktion eine 
grundlegende Erweiterung der Ver-
mögensabschöpfung durchgesetzt. 
Daran halten die Abgeordneten fest 
und stellen somit weiterhin sicher, 
dass Kriminelle keinen Nutzen aus Ih-
rem gewaschenen Vermögen ziehen 
können. Auch künftig können Mieten 
aus einem mit ‚gewaschenen‘ Erlösen 
aus kriminellen Handlungen erworbe-
nen Wohnhaus eingezogen werden. 
„Kriminalität darf sich nicht auszah-
len. Mit diesem Gesetz setzen wir ge-
nau dort an“, sagt Fechner. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
www.schwarzelühr-sutter.de 

Bundestag berät  
über die  
epidemische Lage 
 
Künftig sollen die Ausnahme-
rechte, die der Regierung 
schnelle Entscheidungen er-
möglichen, nur noch begrenzt 
für drei Monate vom Parla-
ment verlängert werden kön-
nen. 
 
Mit Blick auf das anhaltende Infekti-
onsgeschehen in der Corona-Pande-
mie beabsichtigen die Regierungs-
fraktionen, die Feststellung einer „epi-
demischen Lage mit nationaler Trag-
weite“ um drei Monate zu verlängern. 
Diese ermöglicht der Bundesregie-
rung, in wichtigen gesundheitlichen 
Bereichen Rechtsverordnungen zu er-
lassen, wie etwa zu Testungen, zur 
Versorgung mit Schutzmasken oder 
zur Impfreihenfolge. An die Feststel-
lung der epidemischen Lage nationa-
ler Tragweite durch den Bundestag 
sind auch die Befugnisse für die Län-
der zur Anordnung der Corona-
Schutzmaßnahmen geknüpft. Sie ist 
damit auch Voraussetzung für die 
Umsetzung der Bund-Länder-Verein-
barungen. Den entsprechenden Ge-
setzesentwurf hat der Bundestag am 
Freitag in Erster Lesung beraten. 
 
Der Bundestag hatte mit dem ersten 
Bevölkerungsschutzgesetz am 27. 
März 2020 nach Paragraf 5 Absatz 1 
Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes 
(IfSG) eine epidemische Lage von na-
tionaler Tragweite festgestellt und am 
18. November 2020 deren Fortbeste-
hen. Diese Feststellung gilt bisher bis 
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zum 31. März. Um diese verlängern zu 
können und weitere gesetzliche Fris-
ten anzupassen, haben die Abgeord-
neten einen entsprechenden Geset-
zesentwurf am Freitag in Erster Le-
sung beraten. Angesichts der weiter-
hin dynamischen Infektionslage, auch 
bedingt durch Mutationen, sei es nö-
tig, die Geltung der gegenwärtigen 
Regelungen und Maßnahmen zum 
Schutz der öffentlichen Gesundheit 
bis Ende Juni 2021 zu verlängern. 
 
Dem Gesetzentwurf zufolge soll der 
Bundestag die epidemische Lage nati-
onaler Tragweite künftig befristet für 
maximal drei Monate feststellen. Jede 
Verlängerung muss demnach erneut 
vom Bundestag beschlossen werden. 
Damit solle der parlamentarische Dis-
kurs gestärkt werden. Diese Vor-
schrift und insbesondere auch die 
Länderbefugnisse sollen bis zum Jah-
resende durch die Nationale Akade-
mie der Wissenschaften Leopoldina 
extern evaluiert werden, um Reform-
bedarf zu ermitteln.  
 
„Das Parlament will ganz bewusst die 
pandemische Lage verlängern, weil 
wir jetzt noch in einer Situation sind, 
in der wir diese Rechtsinstrumenta-
rien brauchen, um gut und schnell re-
agieren zu können“, sagt Sabine Ditt-
mar, gesundheitspolitische Spreche-
rin der SPD-Bundestagsfraktion. Aber 
es liege in der Hand des Parlaments, 
die pandemische Lage festzustellen, 
sie für beendet zu erklären oder sie 
auch zu verlängern, so Dittmar. „Das 
heißt, wenn die pandemische Lage er-
loschen ist, dann der Bundesregie-
rung automatisch alle Möglichkeiten 
genommen sind, Rechtsverordnungen 
außerhalb des Rahmens zu erlassen.“  

Insektenschutzgesetz  
& Glyphosat-Ausstieg 
vom Kabinett gebilligt  
Das Bundeskabinett hat das 
von Bundesumweltministerin 
Svenja Schulze initiierte In-
sektenschutzgesetz auf den 
Weg gebracht. Der Gesetzent-
wurf sieht unter anderem vor, 
dass Biotope wie Streuobst-
wiesen und artenreiches Grün-
land für Insekten als Lebens-
räume erhalten bleiben. Das 
Kabinett stimmte auch der 
vom Bundeslandwirtschafts-
ministerium eingebrachten 
Änderung der Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung zu, 
die unter anderem den Einsatz 
von Glyphosat zunächst stark 
eingeschränkt und Ende 2023 
ganz verbietet.  
 
„Ohne Insekten kann der Mensch 
nicht leben. Allein für die Bestäubung 
von Obst müsste die Menschheit Un-
summen aufbringen, wenn es keine 
Insekten gäbe“, sagt Svenja Schulze. 
Das Insektensterben zu stoppen, sei 
deshalb in unser aller Interesse.  
 
„Ich weiß, dass viele Landwirtinnen 
und Landwirte meinen Einsatz für den 
Insektenschutz kritisch sehen“, so die 
Ministerin weiter. Aber wer heute die 
Insekten schütze, sorge dafür, dass 
Landwirtschaft auch morgen noch 
möglich sei. In intensiven Gesprächen 
sei es gelungen, kooperative Ansätze 
zu stärken, die Landwirte für den Ver-
zicht auf Pflanzenschutzmittel beloh-
nen. Und darüber hinaus betreffe das 
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Gesetz auch Bereiche jenseits der 
Landwirtschaft wie beispielsweise die 
Lichtverschmutzung. Beim Insekten-
schutz sei nicht nur die Landwirtschaft 
in der Verantwortung, sondern die ge-
samte Gesellschaft. 
 
Der Entwurf des Insektenschutzge-
setzes sieht vor, mehr Biotope als bis-
her unter Schutz zu stellen: Künftig 
sollen auch artenreiches Grünland, 
Streuobstwiesen, Steinriegel und Tro-
ckenmauern gesetzlich geschützt 
werden, denn sie sind für Insekten 
besonders wichtig. Ein weiteres wich-
tiges Thema ist die Eindämmung der 
Lichtverschmutzung, da nachtaktive 
Insekten vielfach von künstlichen 
Lichtquellen angelockt werden und 
dort verenden („Staubsaugereffekt“).  
 
In Naturschutzgebieten und National-
parks werden verschiedene Beleuch-
tungstechniken grundsätzlich verbo-
ten. Der Betrieb von Himmelsstrah-
lern („Skybeamer“) soll stark einge-
schränkt werden und die Verwendung 
sogenannter „Insektenvernichterlam-
pen“ außerhalb geschlossener Räume 
wird untersagt. 
 
Gleichzeitig stimmte das Bundeskabi-
nett Änderungen der Pflanzenschutz-
Anwendungsverordnung zu, die drei 
wesentliche Verbesserungen für den 
Insektenschutz bringen: Die Anwen-
dung von glyphosathaltigen Pflanzen-
schutzmitteln wird mit Ablauf des Jah-
res 2023 beendet. Bis hin zu diesem 
„Komplettausstieg“ gelten neue deut-
liche Einschränkungen für den Einsatz 
solcher Totalherbizide. In ökologisch 
besonders schutzbedürftigen Gebie-
ten wird auch die Anwendung von 
Herbiziden und solchen Insektiziden 
verboten, die Bienen und Bestäuber 
 

gefährden. In bestimmten Gebieten 
soll es die Möglichkeit geben, vorran-
gig die auf Landesebene entwickelten 
kooperativen Konzepte umzusetzen, 
die Landwirte dafür honorieren, wenn 
sie auf Pflanzenschutzmittel verzich-
ten. Und darüber hinaus gilt ein neuer 
Mindestabstand zu Gewässern für alle 
Pflanzenschutzmittel. 
 
Svenja Schulze: „Der Glyphosataus-
stieg kommt. Darauf habe ich mit vie-
len Umweltschützern lange hingear-
beitet. Glyphosat tötet alles, was grün 
ist, und entzieht Insekten damit die 
Lebensgrundlage. Darum ist dieser 
Ausstieg ein großer Erfolg. Aber auch 
andere Pflanzenschutzmittel können 
Insekten schaden. Darum ist es so 
wichtig für die Zukunft unserer Öko-
systeme, dass künftig weniger Flä-
chen gespritzt werden und mehr 
Rückzugsräume für Insekten bleiben. 
Uns ist ein guter Mix gelungen aus 
Ordnungsrecht, Vertragsnaturschutz 
und freiwilligen Vereinbarungen wie 
sie in einigen Bundesländern zwischen 
Politik, Umweltverbänden und Land-
wirtschaft erarbeitet wurden.“ 
 
Sowohl die Gesamtmenge der Insek-
ten als auch die Vielfalt der Insekten-
arten ist in Deutschland stark zurück-
gegangen. Zu den wichtigsten Ursa-
chen zählen Verlust und Verschlechte-
rung von Insektenlebensräumen, Ver-
lust von Strukturvielfalt in der Land-
schaft, die Anwendung von Pflanzen-
schutzmitteln, der Eintrag von Schad-
stoffen in Böden und Gewässer und 
die Lichtverschmutzung. 
 
Fragen und Antworten zum Thema 
finden Sie unter www.bmu.de/FQ185. 
Den Gesetzentwurf finden Sie un-
ter www.bmu.de/GE933. 
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Online-Bürgerdialog 
zur Bioökonomie  
bis zum 28. Februar  

Der Begriff der Bioökonomie 
wird in der politischen Diskus-
sion immer präsenter. Doch 
die dahinterstehenden Ideen 
und Konzepte zur Nutzung bi-
ologischer statt fossiler und 
chemischer Rohstoffe sind in 
der Öffentlichkeit kaum be-
kannt. Um das zu ändern, ha-
ben das Bundesumweltminis-
terium und das Bundesamt für 
Naturschutz (BfN) einen On-
line-Bürgerdialog gestartet.  

Bis zum 28. Februar 2021 ist die Öf-
fentlichkeit eingeladen, sich unter 
www.biooekonomie-im-dialog.de zum 
Thema Bioökonomie zu informieren, 
mitzudiskutieren und ihren Stand-
punkt einzubringen. Die Ergebnisse 
des Bürgerdialogs werden anschlie-
ßend durch das BfN veröffentlicht und 
dem Bioökonomierat der Bundesre-
gierung übergeben. 

Was genau ist Bioökonomie und wie 
kann sie im Einklang mit Natur- und 
Umweltschutz eingesetzt werden? 

Dazu Bundesumweltministerin Svenja 
Schulze: „Mit der Nationalen Bioöko-
nomiestrategie hat die Bundesregie-
rung festgelegt, dass der Ausbau der 
Bioökonomie innerhalb der planetaren 
Grenzen erfolgen muss. Deshalb müs-
sen wir darüber sprechen, wie wir 
konsumieren und wofür wir unsere 
knappen natürlichen Ressourcen ein-
setzen wollen. Mit dem Online-Dialog 
tragen wir die Diskussion um eine le-
benswerte Zukunft in weite Kreise der 
Gesellschaft. Er bietet die Möglichkeit  

darüber zu diskutieren, was wir unter 
Bioökonomie verstehen und wie wir 
zukünftig unser Verhältnis zur Natur 
durch unsere Wirtschafts- und Le-
bensweise gestalten wollen.“ 

Prof. Dr. Beate Jessel, Präsidentin des 
Bundesamtes für Naturschutz: „Wir 
sind schon jetzt von bioökonomischen 
Produkten umgeben wie unseren Mö-
beln aus Holz oder dem Biosprit an 
der Tankstelle. In immer mehr Berei-
chen sollen mithilfe der Bioökonomie 
fossile und chemische Rohstoffe durch 
nachwachsende ersetzt werden. Dies 
muss aber mit Augenmaß geschehen, 
denn die Fläche, auf der wir Lebens- 
und Futtermittel, Energie und Holz 
produzieren, ist begrenzt. Die Bioöko-
nomie kann Konflikte weiter verschär-
fen, wenn sie nicht klug geplant und 
gesteuert wird. Die Möglichkeiten und 
Grenzen der Bioökonomie müssen im 
Dialog mit Bürgerinnen und Bürgern 
ausgehandelt werden – deshalb rufen 
wir jede und jeden auf, sich jetzt aktiv 
einzubringen.“ 

2020 starteten BfN und BMU den Bür-
gerdialog Bioökonomie mit dem Ziel, 
die Konzepte der Bioökonomie be-
kannter zu machen und mit interes-
sierten Bürgerinnen und Bürgern über 
Chancen und Risiken der Bioökonomie 
ins Gespräch zu kommen. Knapp 80 
zufällig ausgewählte Bürgerinnen und 
Bürger aus drei Regionen Deutsch-
lands und junge Menschen aus der 
ganzen Bundesrepublik setzten sich 
im September und Oktober 2020 in 
Workshops und Online-Veranstaltun-
gen intensiv mit dem Thema Bioöko-
nomie auseinander. Ziel war es, die 
Grundlagen der Bioökonomie kennen-
zulernen, über Umsetzungswege zu 
diskutieren und wichtige Gesprächs- 
und Klärungsbedarfe aus der Perspek-
tive der Bürgerinnen und Bürgern zu 
benennen. 



 

 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB | Platz der Republik 1, 11011 Berlin 

T: 030 – 227 73 071 | F: 030 – 227 76 173 | E: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 
8 

 

Die Ergebnisse aller Dialoge in Form 
von Thesen, Forderungen oder Vor-
schlägen wurden von Bürger-Redak-
teur*innen gebündelt und bilden die 
Grundlage des nun stattfindenden 
Online-Dialogs. Die Thesen zur 
Bioökonomie sind unter www.biooe-
konomie-im-dialog.de einsehbar und 
können bis zum 28. Februar 2021 
kommentiert werden. 

Hintergrund 

Mit der Anfang 2020 vorgelegten 
Bioökonomiestrategie der Bundesre-
gierung hat diese ihre Vorstellungen 
und Förderziele für eine Wirtschaft 
festgelegt, die auf biologischen Roh-
stoffen basiert. Darin wird als eine Be-
dingung für den Ausbau der Bioöko-
nomie hervorgehoben, dass bei der 
Biomasseproduktion die Einhaltung 
der planetaren Grenzen gewährleistet 
sein muss. Nationale Umsetzungsvor-
schläge zur Einhaltung der planetaren 
Grenzen gibt es bisher noch wenige. 
Aus diesem Grund benötigt die 
Bioökonomie eine Regulierung, die 
sowohl das Vorsorge- als auch das 
Verursacherprinzip beim Natur- und 
Umweltschutz durchsetzt. 

Im Wissenschaftsjahr der Bioökono-
mie 2020/21 des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung liefert der 
Online-Bürgerdialog einen wichtigen 
Beitrag, um die Ausgewogenheit der 
Diskussionen zur Bioökonomie, im 
Hinblick auf den Biodiversitätsschutz 
sowie ökologische Nachhaltigkeitsas-
pekte, zu unterstützen. 

 

 

 

 

 

Ab Juli 2021 Pflicht: 
Warnhinweise 
für Wegwerfplastik 

Viele Einwegplastik-Produkte 
sind ab 1. Juli 2021 in der EU 
nicht mehr erlaubt. Produkte, 
die von diesem Verbot ausge-
nommen sind, sollen dann im-
merhin durch ein spezielles 
Label gekennzeichnet werden, 
das vor Umweltschäden durch 
Plastik warnt. Das Bundeska-
binett hat jetzt eine entspre-
chende Verordnung beschlos-
sen, um die Bürger:innen für 
den bewussten Umgang mit 
Plastik zu sensibilisieren. 
 
Diese neuen Warnhinweise sollen ab 
dem 3. Juli 2021 deutlich erkennbar 
ins Layout von Verpackungen kunst-
stoffhaltiger Produkte fest integriert 
werden. Die Kennzeichnung besteht 
aus einem Piktogramm und einer 
Kennzeichnung der Produktkategorie. 
 
Hygieneprodukte, Zigaretten und To-
Go-Becher mit Plastikteilen gelten als 
die problematischsten Abfälle, die be-
sonders häufig europäische Strände 
verschmutzen. Deshalb werden sie als 
erstes gekennzeichnet. Weitere Pro-
dukte können später in die Verord-
nung aufgenommen werden.  
 
Ein EU-weites Verbot kommt für diese 
Produkte bisher nicht in Frage, weil es 
für sie noch keine ökologisch sinnvol-
leren Alternativen gibt. Die EU hat je-
doch angekündigt, die Richtlinie 2027 
zu überarbeiten, wenn bis dahin ent-
sprechende Innovationen zur Verfü-
gung stehen. Im Rahmen der Evaluie-
rung wird daher auch eine Ausweitung 
der Verbote geprüft werden. 
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Bis 3. Juli 2022 gilt für die Hersteller 
eine Übergangsfrist, in der sie vor-
rübergehend nicht ablösbare Aufkle-
ber auf ihren Plastikprodukten anbrin-
gen können. So wird verhindert, dass 
gebrauchstaugliche Ware sinnlos ver-
nichtet werden muss. Da die Produkte 
EU-weit zu kennzeichnen sind und der 
Import von ungekennzeichneten Pro-
dukten aus Nicht-EU-Ländern künftig 
verboten ist, wird sichergestellt, dass 
nicht gekennzeichnete Produkte nach 
und nach vom Markt verschwinden. 
Darüber hinaus legt die neue Einweg-
kunststoffkennzeichnungsverordnung 
fest, dass Verschlüsse und Deckel von 
Getränkebehältern aus Kunststoff ab 
dem 3. Juli 2024 fest mit dem Geträn-
kebehälter verbunden sein müssen.  
 
„Wir wollen achtloses Wegwerfen von 
Verpackungen und Artikeln aus Plastik 
verhindern“, sagt Bundesumweltmi-
nisterin Svenja Schulze. Gerade wenn 
diese Wegwerfprodukte in Natur oder 
Abwasser landeten, ende Plastik häu-
fig an Stränden oder in Mägen von Fi-
schen und Vögeln. Die Warnhinweise 
sollen den Verbraucher:innen aufge-
zeigt, welche Umweltschäden unsach-
gemäße Entsorgung anrichtet. 
 
Nach der Zustimmung durch Bundes-
tag und Bundesrat sollen die neuen 
Regeln am 3. Juli 2021 zeitgleich mit 
dem Einwegplastikverbot europaweit 
in Kraft treten. Zum FAQ der Verord-
nung geht es hier: Einwegkunststoff-
kennzeichnungsverordnung 
 
 

 
facebook.com/schwarzeluehr-sutter 
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AUS DER REGION 
 
 
 
 
 
 

„Wir brauchen jetzt  
ein lernendes 
System für das  
Pandemiezeitalter“  
Unser Weg aus der Pandemie 
könnte länger werden als ge-
dacht. Der Druck, Leben und 
Gesundheit gegen ein Stück 
Normalität sehr differenziert 
abzuwägen, steigt mit jedem 
Tag, den der Lockdown dau-
ert. Mit gefährlichen Virus-Mu-
tationen wächst gleichzeitig 
das Risiko, dass Corona uns 
weiter einen Schritt voraus ist. 
Zu früh lockern, bedeutet die 
dritte Welle zu riskieren. Der 
Online-Dialog mit Bundesjus-
tizministerin Christine Lam-
brecht hat gezeigt: Wir brau-
chen Strategien, die mehr als 
eine Entwicklung abbilden. 
 
Was macht Corona mit uns als Men-
schen? Das ist die Frage, die sich zu-
nehmend aufdrängt, weil die Inzidenz 
aktuell zwar sinkt, während gleichzei-
tig neue Virus-Mutationen als ein un-
kalkulierbares Risiko gegen zu frühe 
Lockerungen sprechen. „Viele glau-
ben, das Schlimmste sei überstan-
den“, sagte die SPD-Bundestagsabge-
ordnete Rita Schwarzelühr-Sutter zur 
Eröffnung ihres Online-Gesprächs mit 

 
 
 
 
 
 

Bundesjustizministerin Christina Lambrecht, 
Gastgeberin Rita Schwarzelüher-Sutter, 

IHK-Präsident Thomas Conrady, 
Pandemiebeauftragter Dr. Olaf Böttcher, 
Berufsschullehrer Dr. Peter Schallmayer 
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Bundesjustizministerin Christine Lam-
brecht, dem IHK-Präsidenten Thomas 
Conrady, dem Waldshuter Pandemie-
beauftragten Dr.Olaf Böttcher und Be-
rufsschullehrer Dr. Peter Schallmayer.  
„Aber wir sind vielmehr am Beginn ei-
ner pandemischen Phase“, sagt Rita 
Schwarzelühr-Sutter weiter. Diese Er-
kenntnisse setze sich gerade durch. 
 
Mit jedem Tag weg von der Normalität  
konkurrieren mit der Frage von Leben 
und Gesundheit immer drängender 
die Fragen, was Pandemie und Lock-
down für Psyche und Zukunftsplanung 
jedes einzelnen bedeuten, für die Fa-
milien, für die Wirtschaft, für unsere 
Solidarität und auch für die Demokra-
tie. Wie lange sind die Einschränkun-
gen der Grundrechte gerechtfertigt? 
Werden die Einschränkungen für Ge-
impfte früher aufgehoben als für an-
dere Menschen, die noch auf der War-
teliste der Impfzentren stehen? 
 
„Ich hätte nicht gedacht, dass ich als 
Justizministerin einmal Grundrechte 
einschränken muss“, sagt Christine 
Lambrecht. Dass der Schutz von Le-
ben und Gesundheit diese Entschei-
dung in der Pandemie notwendig ge-
macht habe, sei eine Frage von Abwä-
gung und Verhältnismäßigkeit, die re-
gelmäßig beobachtet und ständig neu 
entschieden werden müsse.  
 
Jede Entscheidung müsse jederzeit 
durch ein Gericht überprüft werden 
können. Dieses „ausbalancierte Sys-
tem“ schaffe die notwendige Akzep-
tanz für die einschneidenden Regeln, 
deren Einhaltung wesentlich zur guten 
Entwicklung der Inzidenz beigetragen 
haben. Und die Bundesjustizministe-
rin sagt auch, dass die Wiedererlan-
gung von Grundrechten keine Privile-
gien für Geimpfte seien. Wenn Ge-
impfte nicht mehr infektiös seien, 
gebe es keinen Grund mehr, ihnen die 
Grundrechte vorzuenthalten. Derzeit 

sei das aber noch eine theoretische 
Diskussion, weil man davon ausgehen 
müsse, dass sie trotz Impfschutz für 
sich selbst noch immer eine Gefahr für 
andere sein können. 
 
„Die Unternehmen wünschen sich Pla-
nungssicherheit“, beschreibt IHK-Prä-
sident Thomas Conrady die Situation 
in der Region Hochrhein-Bodensee. 
Solange das Virus den Takt angebe, 
sei die Wirtschaft aber gezwungen, 
mit der Unsicherheit zu leben. Die 
funktionierende Bereitstellung staatli-
chen Hilfen sei für viele Betriebe über-
lebenswichtig. Die gerade von der IHK 
erstellte Konjunkturumfrage sei nach 
einem Dämpfer im Dezember leicht 
optimistisch. „Es ist Geld im Markt un-
terwegs“, sagt der IHK-Präsident. Er 
ist zuversichtlich, dass der Handel 
nach der Wiedereröffnung schnell 
wieder in Schwung kommt. Und er 
warnt von einer neuen Grenzschlie-
ßung. Im Frühjahr habe sich gezeigt, 
wie vulnerabel die Grenzregion sei.  
 
Deutlich wird Thomas Conrady auch in 
der Frage der Öffnungsstrategie. „Ein 
halbe Innenstadt funktioniert nicht“, 
sagt der IHK-Präsident. Eine Öffnung 
müsse simultan erfolgen. Diffuse Re-
geln lassen die Solidarität zerbröseln. 
 
Dagegen sagt der Waldshuter Pande-
miebeauftragte Dr. Olaf Böttcher: 
„Ich kann ethisch wie medizinisch nur 
warnen“. Die Impfung biete für den 
Empfänger einen gewissen Schutz, für 
dessen Gegenüber aber noch lange 
nicht. Erst in 2-5 Monaten rechnet er 
mit der notwendigen Durchimpfungs-
quote von 50-60 Prozent. Wie ernst 
die Virus-Mutationen zu nehmen 
seien, zeige sich gerade an der Situa-
tion im Landkreis Waldshut. Und wenn 
er vom Privileg der Impfung spricht, 
meint er eher, dass die Politik dafür 
sorgen muss, dass konsequent mög-
lichst möglichst viele geimpft werden. 
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Und dass die systemrelevanten Be-
rufe in der Priorität nach vorne rü-
cken. Regelungen, die sich täglich än-
dern, helfen nicht weiter. „Solidarität 
ist nur durch klare und für lange defi-
nierte Regeln möglich“, sagt der Pan-
demiebeauftragte mit Blick auf die Er-
fahrungen, die er gerade macht.  

Der Blick von Dr. Peter Schallmayer 
auf die Schulsituation legt offen, wie 
schwierig gerade der Balanceakt zwi-
schen Bildungsauftrag und Gesund-
heit ist. Für die Schü-
ler:innen aller Alters-
klassen sei der Weg 
zurück zur Normali-
tät dringend notwen-
dig. „Erfolgreich ist 
derzeit, wer hilfsbe-
reite Eltern hat oder 
eine stabile Internet-
verbindung“, so Pe-
ter Schallmayer, dar-
über hinaus gehe die 
soziale Schere ausei-
nander. Dass die 
Raumluftfilter für die 
Klassenräume noch 
immer nicht angekommen sind und es 
weiter keine alltagstaugliche Teststra-
tegie gibt, erschwert die Diskussion 
um die Öffnungsperspektive.  

Dass es in Baden-Württemberg am 
22. Februar wieder losgehen soll in 
den Schulen, ist nur ein erster schwa-
cher Trost. „Da muss jetzt ein anderer 
Drive rein“, sagt Bundesjustizministe-
rin Christine Lambrecht. Denn immer-
hin sei das Grundgesetz auch dafür 
geändert worden, dass der Bund den 
Ländern großzügig zusätzliche Gelder 
für die Schulausstattung zur Verfü-
gung stellen konnte.

Zur Nachschau des Online-Dialogs 
in voller Länge geht’s hier 

https://youtu.be/UGPMInzO2VQ 

„Die Diskussion hat deutlich gemacht, 
wie schwierig es ist, allem gerecht zu 
werden“, sagt Rita Schwarzelühr-Sut-
ter am Ende des Dialogs. Wen impfen 
wir zuerst? Wie gehen wir um mit Ar-
beitsplatz- und Existenzsicherung? 
Der aktuelle Weg zurück in die Nor-
malität wird an sinkenden Inzidenzen 
festgemacht und an der Zuversicht, 
dass wir am Ende des Sommers durch 
die Impfungen bis zu 80 Prozent Her-
denimmunität geschaffen haben, dass 
das verbleibende oder neues Infekti-

onsgeschen vom Gesundheitswesen 
bewältigt werden kann. Bundesjustiz-
ministerin Christine Lambrecht ver-
knüft da eine schmerzliche Erkenntnis 
mit Zuversicht: „Wir werden nie wie-
der ohne dieses Virus leben. Aber wird 
werden es im Griff haben.“ 

 „Es braucht, dass wir transparent 
machen, wie wir zu bestimmten Ent-
scheidungen kommen, und dass es 
auch wichtig ist zu sehen, wie sich 
Entscheidungen dann nachher in der 
Praxis auswirken“, sagt Rita Schwar-
zelühr-Sutter: „Wir brauchen ein ler-
nendes System, wenn es so ist, dass 
wir jetzt in ein Pandemiezeitalter 
kommen.“ Je sachlicher diskutiert und 
offengelegt werde, desto mehr habe 
man den Verschwörungstheorien ent-
gegensetzen. 
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Corona-Warn-Apps  
sollen ab 10. März 
grenzüberschreitend 
Daten austauschen  
Die bilateralen Verhandlungen 
zwischen dem Schweizer Bun-
desamt für Gesundheit und 
dem deutschen Bundesge-
sundheitsministerium stehen 
kurz vor dem Abschluss: Nach 
derzeitiger Planungen werden  
die SwissCovid-App und die 
deutsche Corona-Warn-App ab 
dem 10. März 2021 vernetzt.  
 
„Das sind wichtige und gute Nachrich-
ten für die Familien, Pendler und Un-
ternehmen in der deutsch-schweizeri-
schen Grenzregion zu einem Zeit-
punkt, an dem wir uns intensive Ge-
danken darüber machen, wie ein ver-
antwortungsvoller Weg aus dem aktu-
ellen Lockdown aussehen kann“, sagt  
die Waldshuter SPD-Bundestagsabge-
ordnete und Parlamentarische Staats-
sekretärin Rita Schwarzelühr-Sutter. 
In einem Schreiben an Rita Schwar-
zelühr-Sutter stellt das das Bundes- 
gesundheitsministerium in Aussicht,  

 
 
dass die Verknüpfung zwischen deut-
schen und Schweizer App-Daten tech-
nisch über einen parallelen Server in 
der Schweiz realisiert werden soll, der 
derzeit aufgebaut wird. 
 
Bund und Länder in Deutschland ha-
ben gerade beschlossen, dass frühes-
tens ab 7. März bei einer 7-Tage-Inzi-
denz von 35 Infektionen pro 100.000 
Einwohner weitere Lockerungen, z.B. 
im Einzelhandel, möglich sind. „Mit 
dieser Öffnungsperspektive wird sich 
rasch die Frage stellen, unter welchen 
Bedingungen auch Schweizer Kund-
schaft wieder auf die deutsche Seite 
des Hochrheins reisen darf. Die grenz-
überschreitende App kann hier einen 
wichtigen Beitrag zur Normalisierung 
des Grenzverkehrs leisten, da sie Ri-
sikobegegnungen und die Infektions-
verläufe nachvollziehbar macht“, sagt 
Rita Schwarzelühr-Sutter. 
 
Der Go-Live-Termin der App-Zusam-
menarbeit hängt nach Auskunft des 
Bundesgesundheitsamtes derzeit u.a. 
noch davon ab, in welchem Zeitraum 
die Schweizer Seite eine Rückmel-
dung zur notwendigen Behördenver-
einbarung geben wird. Darüber hin-
aus müssen bis dahin die technischen 
Arbeiten und die entsprechenden Si-
cherheitstests abgeschlossen werden.  
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Höchstwerte durch  
die Corona-Hilfen:  
205 Millionen Euro  
für zwei Landkreise 	
Die Corona-Hilfsprogramme 
haben vergangenes Jahr die 
Geschäfte der KfW-Bank auf 
Höchstwerte gesteigert. Zählt 
man die Corona-Hilfen und das 
ständige Geschäft der Bank 
zusammen, sind 2020 in den 
Landkreisen Waldshut und 
Breisgau-Hochschwarzwald 
mehr als 558 Mio. Euro an 
KfW-Geld abgerufen worden.  
 
„Das verdeutlicht, wie notwendig die-
ses Förderangebot ist“, sagt die SPD-
Bundestagsabgeordnete Rita Schwar-
zelühr-Sutter mit Blick auf die aktu-
elle KfW-Jahresbilanz. Die von der 
Bank für jeden einzelnen Landkreis 
vorgelegte Auswertung weist noch 
einmal aus, welchen Beitrag die För-
derbank zur Abfederung der Pande-
miefolgen leistet.  
 
Landkreis Waldshut … 
 
Im Landkreis Waldshut hat sie 48,7 
Millionen Euro an Unternehmerkredi-
ten und 2,5 Mio. Euro an Gründerkre-
diten zur Bewältigung der coronabe-
dingten Schäden in der Wirtschaft zu-
gesagt. Insgesamt belief sich die 
Summe der Unternehmenskredite auf 
58,2 Mio. Euro, Gründerkredite wur-
den insgesamt in Höhe von 6,2 Mio. 
Euro bewilligt. Für energieeffiziente 
Maßnahmen und den Ausbau erneuer-
barer Energien fließen insgesamt 18,7  

Mio. Euro in den Mittelstand, davon 
allein 16,7 Mio. Euro an Krediten im 
Rahmen der Bundesförderung Ener-
gieeffizienz. 
  
Privaten Kunden gewährte die KfW-
Bank im gleichen Zeitraum insgesamt 
27,9 Mio. Euro an Krediten und Zu-
schüssen für den Bereich Wohnen & 
Leben. Die größten Positionen in die-
sem Bereich sind 17,2 Mio. Euro für 
das Wohnungseigentumsprogramm 
und 9 Mio. Euro an Baukindergeldzu-
schuss. Insgesamt 86,6 Mio. Euro 
wurden im Waldshuter Kreisgebiet für 
private Energieprojekte aufgewendet, 
davon 64,5 Mio. allein für energieeffi-
zientes Bauen. Das restliche Volumen 
verteilt sich auf energetische Sanie-
rungsmaßnahmen. 
  
Im kommunalen Bereich wurde für öf-
fentliche Infrastrukturmaßnahmen 
eine Mio. Euro an Investitionskrediten 
abgerufen, für öffentliche Vorhaben in 
den Bereichen energetisches Bauen 
und Sanieren bewilligte die KfW-Bank 
5,5 Mio. Euro an Krediten und Zu-
schüssen. 
 
… und Breisgau-Hochscharzwald 
 
Im Kreis Breisgau-Hochschwarzwald 
hat sie 115,2 Mio. Euro an Unterneh-
merkrediten und 12,6 Mio. Euro an 
Gründerkrediten zur Bewältigung 
coronabedingter Schäden in der Wirt-
schaft zugesagt. Insgesamt belief sich 
die Summe der Unternehmenskredite 
auf 133,4 Mio. Euro, Gründerkredite 
wurden insgesamt in Höhe von 20,2 
Mio. Euro bewilligt.  
 
Für energieeffiziente Maßnahmen und 
den Ausbau erneuerbare Energien 
fließen insgesamt 10,0 Mio. Euro in 
den Mittelstand, davon 3,7 Mio. Euro 
an Krediten im Rahmen der Bundes-
förderung Energieeffizienz. 
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Privaten Kunden gewährte die KfW-
Bank im gleichen Zeitraum insgesamt 
34,3 Mio. Euro an Krediten und Zu-
schüssen für den Bereich Wohnen & 
Leben. Die größten Positionen in die-
sem Bereich sind 21,9 Mio. Euro für 
das Wohnungseigentumsprogramm 
und 10,5 Mio. Euro an Baukindergeld-
zuschuss. Insgesamt 146,9 Mio. Euro 
wurden im Kreisgebiet für private 
Energieprojekte ausgewiesen, davon 
106,1 Mio. allein für energieeffizientes 
Bauen. Das restliche Volumen verteilt 
sich auf energetische Sanierungs-
maßnahmen. 
  
Im kommunalen Bereich wurden für 
öffentliche Infrastrukturmaßnahmen 
7,1 Mio. Euro an Investitionskrediten 
abgerufen, für öffentliche Vorhaben in 
den Bereichen energetisches Bauen 
und Sanieren bewilligte die KfW-Bank 
eine Mio. Euro an Krediten und Zu-
schüssen. 
 

Im Wahlkreis 288  
erhalten Kommunen 
5,48 Millionen Euro  
für Modernisierungen 

Kommunen im Wahlkreis 288 - 
Waldshut-Hochschwarzwald - 
erhalten eine Förderung von 
insgesamt 5,48 Millionen Euro 
aus der Städtebauförderung 
des Bundes und der Länder 
zur Erhöhung der Finanzhilfen 
für laufende städtebauliche 
Erneuerungsgebiete.  
  
„Der Löwenanateil der Förderung 
kommt damit aus dem Bundes-
haushalt“, sagt SPD-Bundestags-
abgeordnete Rita Schwarzelühr-

Sutter: „Und dank Olaf Scholz be-
findet sich die Städtebauförderung 
auf historischem Höchstniveau.“ 
  
Damit die Städte die neuen Aufga-
ben und Herausforderungen bes-
ser bewältigen können, unterstützt 
der Bund die Herstellung nachhal-
tiger städtebaulicher Strukturen 
mit Programmen zur Städte-
bauförderung. Dazu gewährt der 
Bund den Ländern Finanzhilfen ge-
mäß Artikel 104 b Grundgesetz, 
die durch Mittel der Länder und 
Kommunen ergänzt werden.  
  
Die folgenden Kommunen profitie-
ren vom Bund-Länder-Programm 
zur Finanzhilfeerhöhung für lau-
fende städtebaulicher Erneuerung: 
 
Landkreis Waldshut: 
  

 
 

- Grafenhausen mit 300.000 
Euro (Ortsmitte) 

- Höchenschwand mit 300.000 
Euro (Ortskern II) 

- Laufenburg (Baden) mit 
90.000 Euro (Dreispitz) 

- Lauchringen mit 1,6 Mio. Euro 
(Lauffenmühle-Areal) 
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- Murg mit 640.000 Euro (Am 
Bürgerplatz) 

- St. Blasien mit 200.000 Euro 
(Stadtmitte) 

- Ühlingen-Birkendorf mit 
500.000 Euro (Ühlingen- 
Ortsmitte) 

- Wutöschingen mit 450.000 
Euro (Ortskern Degernau) 

 
 
… und Hochschwarzwald 
 

 
  

- Kirchzarten mit 243.000 Euro 
(Dreisambad – Sanierung 
Springerbecken) 

- Schluchsee mit 600.000 Euro 
(Ortsmitte / Sägäcker) 

- St. Peter mit 300.000 Euro 
(Klosterhof) 

- Stegen mit 300.000 Euro 
(Neue Ortsmitte) 

  
„Ich freue mich sehr, dass so eine 
große Fördersumme den Kommunen 
in meinem Wahlkreis zugutekommt“, 
so Rita Schwarzelühr-Sutter. „Diese 
finanzielle Unterstützung ist für deren 
Bemühungen zur Erhaltung, Verbes-
serung, Umgestaltung und Weiterent-
wicklung bestehender Ortsteile sehr 
wichtig. Die Städtebauförderung er-
möglicht hierbei die Herstellung nach-
haltiger städtebaulicher Strukturen.“ 

1,6 Millionen Euro für 
Erschließung des  
Lauffenmühle-Areals  
in Lauchringen 

Die Gemeinde Lauchringen  
erhält zur Erschließung des 
Lauffenmühle-Areals eine  
Förderung von 1,6 Millionen 
Euro aus der Städtebauför- 
derung von Bund & Ländern.  
  
„Die Erschließung des Lauffenmühle-
Geländes wird mit 1,6 Millionen Euro 
aus der Städtebauförderung des Bun-
des und der Länder gefördert“, sagt 
die SPD-Bundestagsabgeordnete Rita 
Schwarzelühr-Sutter. Damit Städte 
ihre neuen Aufgaben und Herausfor-
derungen besser bewältigen können, 
unterstützt der Bund die Herstellung 
nachhaltiger städtebaulicher Struktu-
ren mit Programmen zur Städte-
bauförderung (siehe Seite 13). „Ich 
freue mich sehr, dass davon nun so 
ein zukunftsträchtiges Projekt für 
meine Heimatgemeinde von der 
Bund-Länder-Förderung profitiert. 
Das Geld kommt der Baureifmachung 
und der Freiraumgestaltung zugute“, 
so Rita Schwarzelühr-Sutter: „Dies ist 
ein wichtiger Schritt für das kulturelle 
und wirtschaftliche Zukunftsprojekt 
der Gemeinde Lauchringen.“ 
 

 
Instagram.com/rischwasu 
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In Heuweiler wird der 
Breitbandausbau 
jetzt mit 425.716 Euro  
vom Bund gefördert 
Der Zweckverband Breitband 
Breisgau-Hochschwarzwald  
(ZVBBH) erhält aus dem Bun-
desförderprogramm zur Unter-
stützung des Breibandausbaus 
einen Zuschuss in Höhe von 
425.716 Euro für die digitale 
Erschließung von Heuweiler. 
  
„Damit kommt die Digitalisierung ei-
nen für die Region wichtigen Schritt 
weiter. Der ZVBBH investiert massiv 
in die Erschließung unterversorgter 
Adressen. Der Bund honoriert das mit 
einer Förderquote von 50 Prozent“, 
sagt die SPD-Bundestagsabgeordnete 
und Parlamentarische Staatssekretä-
rin Rita Schwarzelühr-Sutter mit Blick 
auf den Förderbescheid: „Mit mehr als 
425.700 Euro vom Bund werden jetzt 
die weißen Flecken in Heuweiler ans 
schnelle Breitband angeschlossen.“ 
  
Die Gesamtkosten für die Vernetzung 
Heuweilers betragen 851.432 Euro. 
Mit dem Programm „Förderung zur 
Unterstützung des Breitbandausbaus 
in der Bundesrepublik Deutschland“ 
forciert die Bundesregierung die Be-
reitstellung leistungsfähiger Breit-
bandnetze in Regionen, in denen ein 
privatwirtschaftlicher Ausbau bisher 
nicht gelungen ist. „Gerade jetzt, in 
den Zeiten von Home-Office, Video-
konferenz und Home-Schooling sind 
schnelle und stabile Verbindungen un-
verzichtbar. Gleichzeitig wird die At-
traktivität der Gemeinde für junge Fa-
milien und Unternehmen durch diese 
Investitionen langfristig gesteigert“, 
sagt Rita Schwarzelühr-Sutter. 

 

 
 

Die sozial-ökologische 
Zukunftsdebatte mit 
der Landwirtschaft 
muss geführt werden 
 
Am Rande einer der Traktoren-
demos gegen das Insekten-
schutzgesetz hat sich die SPD-
Bundestagsabgeordnete Rita 
Schwarzelühr-Sutter mit Bene-
dict Wingen zum Gespräch ge-
troffen. Der Landwirt aus Ber-
göschingen, der wie viele sei-
ner Berufskollegen in die 
Hauptstadt gekommen war, 
um anlässlich der Kabinettsbe-
ratungen zum neuen Gesetz 
auf die wirtschaftlichen Folgen 
für die Landwirtschaft auf-
merksam zu machen, hatte das 
Treffen mit der Waldshuter Ab-
geordneten vereinbart. 
 
Das Bundeskabinett hat am 10. Feb-
ruar 2021 den Entwurf eines Insek-
tenschutzgesetzes auf den Weg ge-
bracht. Dieses Gesetz bildet zusam-

Dialog mit Landwirten: Im Berliner Regierungs-
viertel sprach SPD-Bundestagsabgeordnete  

Rita Schwarzelühr-Sutter mit dem Bergöschinger 
Landwirt Benedict Wingen (2. von links).  

| Foto: Büro Schwarzelühr-Sutter  
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men mit der jetzt ebenfalls beschlos-
senen Pflanzenschutz-Anwendungs-
verordnung einen weiteren wichtigen 
Baustein zur Umsetzung des Aktions-
programms Insektenschutz, mit dem 
es sich die Bundesregierung bereits 
2019 zur Aufgabe gemacht hat, das 
Insektensterben in Deutschland zu 
stoppen und die Lebensbedingungen 
für Insekten wieder zu verbessern. 
„Das ist auch für die Landwirtschaft 
sehr wichtig“, sagt die SPD-Bundes-
tagsabgeordnete Rita Schwarzelühr-
Sutter, „denn sie ist auf die Bestäuber 
unter den Insekten angewiesen. Und 
man sägt ja bekanntlich nicht den Ast 
ab, auf dem man sitzt.“  
 
Zu den Maßnahmen, die gesetzliche 
Regelung notwendig machen, zählen 
unter anderem die Ausweitung des Bi-
otopschutzes und die Einschränkung 
von Biozidanwendungen, aber auch 
die Reduktion von Lichtverschmut-
zung und das Verbot von Insektenfal-
len. In Schutzgebieten wird die An-
wendung von Herbiziden sowie bie-
nen- und bestäubergefährlichen In-
sektiziden eingeschränkt. „Wir er-
möglichen auch in FFH-Gebieten wei-
ter Landwirtschaft. Das ist eine aus-
gewogene Lösung“, betont Rita 
Schwarzelühr-Sutter bei ihrem Tref-
fen mit den Vertretern der Landwirt-
schaft im Berliner Regierungsviertel.   
 
Landwirte wie der Bergöschinger Be-
nedict Wingen fürchten, dass die In-
sektenschutzmaßnahmen zur weite-
ren Beschränkung des landwirtschaft-
lichen Ertrags führen und zum Nach-
teil im harten europäischen und inter-
nationalen Wettbewerb werden. Be-
nedict Wingen wies im Gespräch mit 
der Bundestagsabgeordneten unter 
anderem darauf hin, dass seine Wirt-
schaftsfläche fast vollständig in einem 
FFH-Schutzgebiet (Fauna-Flora-Habi-
tat) liege. Und er verwies mit Blick auf 

die Grenzlage darauf, dass bei der Be-
urteilung des Stickstoff- und Phos-
phorgehalts im Rhein die von Schwei-
zer Seite verursachte Menge nicht be-
rücksichtigt werde.   
 
„Wir müssen diese Gespräche weiter-
führen“, ist das Fazit von Rita Schwar-
zelühr-Sutter nach dem Treffen. Der 
Schutz von natürlichen Lebensräu-
men sei auch die Grundlage für sozial-
ökologische Landwirtschaft. Für die 
Akzeptanz sei jedoch unverzichtbar, 
dass mit guten Nahrungsmitteln auch 
gute Preise zu erzielen seien. 
 

 

 

 

 

 

 

 

 



  

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser,  
 
es ist wirklich toll, was sich die Narrenschar in unserer Region einfallen lässt, um 
uns auch auf Abstand bei guter Laune zu halten. Ich war digital und gestreamt 
beim Bunten Abend der Räbenheimer in Oberlauchringen und am Waldshuter Kap-
penabend dabei. Mit wirklich großem Vergnügen.  
 
Ich hoffe, Sie hatten eine informative Lektüre! Gerne können Sie sich jederzeit 
telefonisch, per E-Mail oder auch ganz klassisch per Brief bei mir melden. Ich freue 
mich auf Ihre Nachricht!  
 
Für mehr Informationen zu meiner politischen Arbeit im Wahlkreis und in Berlin 
besuchen Sie mich gerne auf meiner Homepage und bei facebook oder folgen mir 
auf Twitter und Instagram. Mit den QR-Codes auf den Seiten geht es ganz einfach. 
 

 
 
Kontakt 
 
Abgeordnetenbüro Berlin: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 
T: 030 – 227 73 071 
F: 030 – 227 76 173 
M: rita.schwarzeluehr-sutter@bundestag.de 

Wahlkreisbüro Waldshut-Tiengen: 
 
Rita Schwarzelühr-Sutter, MdB 
Wallstr. 9 / Kaiserstr. 22 
79761 Waldshut-Tiengen 
T: 07751 – 91 76 881 
F: 07751 – 91 76 882 
M:rita.schwarzeluehr-sutter.wk@bundestag.de 
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